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Amtliche Bekanntmachung Nr. 03/2021 

 
 

Bekanntmachung 

 

 

Auf Veranlassung der Bezirksregierung Köln als Planfeststellungsbehörde wird bekannt gemacht: 

 

Planfeststellungsverfahren gem. der §§ 18 ff. Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) i. V. m. den §§ 72 ff. 

Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) für die „Elektrifizierung im 

Bahnhof Herzogenrath sowie von Einfahrtgleisen des Bahnhofs, im Rahmen des Gesamtprojektes der 

Elektrifizierung der Euregiobahn“. 

 

Die EVS EUREGIO Verkehrsschienennetz GmbH (EVS) – weiter als Vorhabenträgerin bezeichnet – plant die 

Elektrifizierung der Strecken der Euregiobahn. Aktuell sind die Strecken der EVS nur mit fahrleitungsunabhängi-

gen Fahrzeugen (dieselbetriebene Fahrzeuge) befahrbar. Durch die Elektrifizierung werden die Lücken im Netz 

für einen durchgängigen Betrieb der Euregiobahn mit elektrischen Fahrzeugen beseitigt. Zudem können durch ein 

besseres Beschleunigungsverhalten der Züge – bei unveränderter Höchstgeschwindigkeit – Fahrzeitgewinne 

erzielt werden. Ziel des Gesamtprojekts ist somit die Ertüchtigung der bestehenden Infrastruktur für den Betrieb 

an einer elektrifizierten Strecke durch die Ausrüstung der Strecken mit Oberleitungsanlagen. Das Gesamtprojekt 

wurde der Übersichtlichkeit halber räumlich in mehrere Planfeststellungsabschnitte (PFA) unterteilt, die in den 

Planunterlagen dargestellt sind. 

 

Das hiesige Planfeststellungsverfahren (PFA 3) behandelt die Maßnahmen zur Elektrifizierung des Bahnhofs 

Herzogenrath sowie seiner Einfahrtgleise. Das hier behandelte Planfeststellungsverfahren steht in unmittelbaren 

Zusammenhang mit den PFA 1 und 2, die für das Teilprojekt „Elektrifizierung der Strecke 2570 – Stolberg Hbf bis 

Herzogenrath“ umgesetzt werden müssen. 

Im Bahnhof Herzogenrath sind bereits an den Schnittstellen zur DB Netz AG elektrifizierte Stecken existent. Im 

Wesentlichen ist die Elektrifizierung (Ergänzung der bestehenden Oberleitungsanlagen) der Einfahrtgleise bzw. 

deren Verlängerung in den Bahnhof Herzogenrath der Strecke 2570 „Stolberg Hbf – Herzogenrath“, dem Gleis 55 

sowie der drei Verbindungen zur Infrastruktur der DB Netz AG geplant. 

Die Gründung der Masten soll vorzugsweise als Bohrpfahlgründung erfolgen. 

 

Das Vorhaben führt zu einer Betroffenheit der Vegetation und der Tierwelt. Die Kompensations- und Ausgleichs-

maßnahmen sollen überwiegend im Rahmen der geplanten Maßnahmen zum „ökologischen Trassenmanage-

ment“ erfolgen, die zum Großteil auf den betroffenen Flächen vor Ort stattfinden sollen. Dabei soll die vorhandene 

Vegetation, die einen Bereich von 30 m umliegend der Gleise jeweils in beide Richtungen umfasst, in standort- 

und landschaftsgerechte Bestände umgewandelt werden. Weiter sind Maßnahmen für Einzelbäume und Grünflä-

chen vorgesehen. 

 

Zur Durchführung des Bauvorhabens ist keine Inanspruchnahme von privaten Grundstücken Dritter erforderlich. 

 

Für die Dauer der Bauzeit soll der jeweilige Streckenabschnitt gesperrt werden. Es ist ein Schienenersatzverkehr 

mit Bussen vorgesehen. Die Bauzeit ist ohne Wartezeiten für ca. 10 Wochen angesetzt. 

 

Während der Baumaßnahmen muss vorübergehend mit Baulärm und Erschütterungen gerechnet werden, die im 

Wesentlichen punktuell durch die Pfahlgründungen entstehen. 

 

Einzelheiten des Bauvorhabens sind den im Internet der Bezirksregierung Köln veröffentlichten Planunterlagen zu 

entnehmen. 



Amtliches Mitteilungsblatt der Stadt Herzogenrath            - Amtsblatt – Nummer: 2  

 

 
2 

 

Die EVS hat bei der Bezirksregierung Köln als zuständige Planfeststellungsbehörde die Durchführung eines Plan-

feststellungsverfahrens für dieses Vorhaben beantragt. 

 

Für das Vorhaben wäre grundsätzlich eine allgemeine Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht gem. § 7 Abs. 

1 UVPG i. V. m. Nr. 14.8 der Anlage 1 zum UVPG erforderlich. Die Vorhabenträgerin hat jedoch gem. § 7 Abs. 3 

Satz 1 UVPG die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung beantragt, was seitens der Planfeststel-

lungsbehörde als zweckmäßig erachtet wird. Damit besteht für das Vorhaben die UVP-Pflicht gem. § 7 Abs. 3 

Satz 2 UVPG. 

 

Anlässlich der COVID-19-Pandemie wurde am 20.05.2020 das Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer 

Planungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz – 

PlanSiG) erlassen, dass am 29.05.2020 in Kraft getreten ist. Danach kann aufgrund der während der Pandemie 

geltenden Kontaktbeschränkungen und des eingeschränkten Publikumsverkehrs bei den Kommunen die Ausle-

gung der Planunterlagen (in Papierform) in den Kommunen durch eine Veröffentlichung im Internet ersetzt wer-

den. 

 

Die Planunterlagen (Zeichnungen und Erläuterungen) in digitaler Form werden 

 

vom 28.01.2021 bis 01.03.2021 einschließlich 

 

gem. § 3 Abs. 1 PlanSiG und gem. § 27 a VwVfG NRW auf der Internetseite der Bezirksregierung Köln 

(http://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfahren/25_eisenbahn_planfeststellungsverfahren/index.html) 

veröffentlicht. Mit diesem Link wird die Internetseite der Bezirksregierung Köln aufgerufen, auf der die Übersicht 

der anhängigen Planfeststellungsverfahren für Bahnstrecken enthalten ist. Darunter ist dieses Planfeststellungs-

verfahren auszuwählen und unter den „Weiteren Informationen“ die Planunterlagen aufzurufen. 

 

Gem. § 27 a VwVfG NRW wird dort auch der Inhalt dieser Bekanntmachung veröffentlicht. 

 

Zudem wird diese Bekanntmachung auf der Internetseite der Stadt Herzogenrath 

https://www.herzogenrath.de/icc/assisto/nav/aaa/aaa0f039-a1c4-317a-1626-

248168a88d70&conPage=1&conOrder=mc.dContentStartAt&conOrderDirection=DESC&nocache=true&co

nPageSize=5.htm  veröffentlicht. 

 

Weiter enthält die Internetseite der Stadt Herzogenrath eine Verlinkung auf die o. g. Internetseite der Bezirksre-

gierung Köln zu den Planunterlagen. 

 

Außerdem können nach § 20 UVPG der Inhalt dieser Bekanntmachung und die zu veröffentlichenden Planunter-

lagen über das UVP-Portal des Landes Nordrhein-Westfalen, das im Verbundportal der Länder erreichbar ist 

(www.uvp-verbund.de) eingesehen werden. 

 

Als zusätzliches Informationsangebot gem. § 3 Abs. 2 Satz 1 PlanSiG ermöglicht die Stadt Herzogenrath eine 

Einsichtnahme in die Planunterlagen (Zeichnungen und Erläuterungen) in Papierform. Die Einsichtnahme ist nur 

nach vorheriger Terminabstimmung unter folgenden Rufnummern der Stadt Herzogenrath möglich: 

 

02406/83-235  –  Ansprechpartner: Herr Wirthmann. 

 

Die Einsichtnahme kann an einem abgestimmten Termin in Raum 223 (2. Etage) der Stadt Herzogenrath erfol-

gen. 

 

Maßgeblich ist jedoch der Inhalt der in digitaler Form auf der Internetseite der Bezirksregierung Köln veröffentlich-

ten Planunterlagen. 

 

 

1. Die betroffene Öffentlichkeit kann gem. § 21 Absätze 1, 2 und 5 UVPG bis spätestens einen Monat nach 

Ablauf der Internetveröffentlichung, das ist 

 

bis zum 01.04.2021 einschließlich 

 

bei der Bezirksregierung Köln, Dezernat 25, Zeughausstraße 2-10, 50667 Köln, oder bei der Stadt Herzo-

genrath, Amt 10 - Hauptamt und Steuern, Rathausplatz 1, 52134 Herzogenrath schriftlich Einwendungen 

gegen dieses Vorhaben erheben. 

 

https://www.herzogenrath.de/icc/assisto/nav/aaa/aaa0f039-a1c4-317a-1626-248168a88d70&conPage=1&conOrder=mc.dContentStartAt&conOrderDirection=DESC&nocache=true&conPageSize=5.htm
https://www.herzogenrath.de/icc/assisto/nav/aaa/aaa0f039-a1c4-317a-1626-248168a88d70&conPage=1&conOrder=mc.dContentStartAt&conOrderDirection=DESC&nocache=true&conPageSize=5.htm
https://www.herzogenrath.de/icc/assisto/nav/aaa/aaa0f039-a1c4-317a-1626-248168a88d70&conPage=1&conOrder=mc.dContentStartAt&conOrderDirection=DESC&nocache=true&conPageSize=5.htm
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Die Erhebung einer Einwendung zur Niederschrift kann bei der Stadt Herzogenrath ebenfalls nur nach tele-

fonischer Terminabstimmung (unter den o. g. Rufnummern) erfolgen. 

 

Gem. § 3 a VwVfG NRW sind Einwendungen, die per E-Mail erhoben werden, nur zulässig, wenn die Emp-

fängerbehörde hierfür einen Zugang eröffnet hat und die E-Mails mit einer qualifizierten elektronischen Sig-

natur nach dem Signaturgesetz versehen sind. Eine Signierung mit einem Pseudonym ist nicht zulässig. 

 

Die Bezirksregierung Köln hat diesen Zugang eröffnet und es gilt folgendes: 

Die Einwendung kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit qualifizierter elektroni-

scher Signatur an die elektronische Poststelle der Bezirksregierung Köln erhoben werden. Die E-Mail-

Adresse lautet: poststelle@brk.sec.nrw.de. 

 

Die Einwendung kann auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach 

dem De-Mail-Gesetz bei der Bezirksregierung Köln erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: poststel-

le@brk-nrw.de-mail.de. 

 

Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das Maß der Beeinträchtigung erkennen lassen. 

Die Einwendung muss unterschrieben und mit einer den Mindestanforderungen entsprechenden lesbaren 

Anschrift versehen sein. Einwendungen ohne diesen Mindestinhalt sind unbeachtlich. 

 

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form verviel-

fältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer Unter-

schrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Name und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner 

zu benennen. Andernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 

 

Nach Ablauf dieser Frist sind Einwendungen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, 

ausgeschlossen (§ 21 Abs. 4 Satz 1 UVPG). Dies gilt auch für Stellungnahmen von anerkannten Vereini-

gungen (§ 73 Abs. 4 Sätze 5 und 6 VwVfG NRW). 

 

Dieser Ausschluss gilt nur für das Verwaltungsverfahren. 

 

2. Im Rahmen des Anhörungsverfahrens werden personenbezogene Daten erhoben. Informationen zu dieser 

Datenerhebung können Sie unter https://www.bezreg-

koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilung02/25/planfeststellung/datenschutz_planfeststellung.pdf ein-

sehen. 

 

3. Diese ortsübliche Bekanntmachung über die Auslegung der Planunterlagen dient auch der Benachrichtigung 

der Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG NRW. 

 

4. Rechtzeitig erhobene Einwendungen, Äußerungen und Stellungnahmen können in einem Termin erörtert 

werden, der noch ortsüblich bekanntgemacht wird. Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen oder Stel-

lungnahmen erhoben haben bzw. bei gleichförmigen Einwendungen der Vertreter, werden von dem Termin 

gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können sie durch öffentli-

che Bekanntmachung ersetzt werden. 

 

Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. 

 

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche 

Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Planfeststellungsbehörde zu geben ist. 

 

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 

 

Die Anhörungsbehörde kann auf eine Erörterung verzichten (§ 18a AEG). 

 

5. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen und Stellungnahmen, Teilnahme 

am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten werden nicht erstattet. 

 

6. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach zu entscheiden 

ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten Entschädigungsverfahren be-

handelt. 

 

7. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch die 

Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die 

mailto:poststelle@brk.sec.nrw.de
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilung02/25/planfeststellung/datenschutz_planfeststellung.pdf
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilung02/25/planfeststellung/datenschutz_planfeststellung.pdf
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Einwender kann, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind, durch öffentliche Bekanntmachung er-

setzt werden. 

 

8. Vom Beginn der Auslegung der Planunterlagen tritt die Veränderungssperre nach § 19 AEG für die von dem 

Plan betroffenen Flächen in Kraft. 

Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt der Vorhabenträgerin ein Vorkaufsrecht an den von dem Plan be-

troffenen Flächen zu (§ 19 Abs. 3 AEG). 

 

9. Da das Vorhaben einer UVP-Pflicht unterliegt, wird darauf hingewiesen, dass 

 die für das Anhörungsverfahren und für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens zuständi-

ge Behörde (Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde) die Bezirksregierung Köln ist, 

 über die Zulässigkeit des Vorhabens durch einen Planfeststellungsbeschluss entschieden wird, 

 die im Internet veröffentlichten Planunterlagen, den UVP-Bericht und die entscheidungserheblichen Be-

richte und Empfehlungen enthalten sowie 

 die Anhörung zu den im Internet veröffentlichten Planunterlagen auch die Einbeziehung der Öffentlich-

keit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens gem. § 18 Abs. 1 UVPG ist. 

 

10. Damit die betroffene Öffentlichkeit prüfen kann, ob und in welchem Umfang sie von den Umweltauswirkun-

gen des Vorhabens betroffen ist, werden folgende umweltbezogene Unterlagen i. S. d. § 16 Abs. 1 i. V. m. 

§ 19 Abs. 2 UVPG, die Bestandteil der Planunterlagen sind, im Internet veröffentlicht: 

 der Erläuterungsbericht (Unterlage 1), 

 der UVP-Bericht (Unterlage 14.1), 

 die FFH-Verträglichkeitsuntersuchungen (Unterlage 14.2), 

 der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag (Unterlage 14.3), 

 der Landschaftspflegerischer Begleitplan (Unterlage 14.4), 

 ergänzende ökologische Untersuchungen (Unterlage 14.5), 

 das Lärmschutzgutachten (Unterlage 10), 

 die Erschütterungstechnischen Untersuchungen (Unterlage 11) sowie 

 das EMV-Gutachten (Unterlage 12). 

 

 

Herzogenrath, den 13.01.2021 

gez. Dr. Benjamin Fadavian 

Bürgermeister 

 

 

 

Amtliche Bekanntmachung Nr. 04/2021 
 

1. Gebührensatzung für die Volkshochschule Nordkreis Aachen 

Aufgrund von § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GO NRW S. 666) in der derzeit gültigen Fassung, der § 4 und § 6 des Kommunalabgabenge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 - KAG -(GO NRW S. 712) in der derzeit gültigen Fas-
sung und des § 8 Absatz 1 Buchstabe j der Satzung für die Volkshochschule Nordkreis Aachen hat die Ver-
bandsversammlung per Umlaufbeschluss vom 04.05.2020 folgende Gebührensatzung für die Volkshochschule 
Nordkreis Aachen beschlossen. Der Beschluss wurde gemäß § 15b GKG NRW im Umlaufverfahren getroffen, da 
nach § 11 lfSBG- NRW  am 14. April 2020 eine epidemische Lage von landesweiter Tragweite für die Dauer von 
zwei Monaten festgestellt wurde und somit die Voraussetzungen für dieses Beschlussverfahren gegeben waren: 

 

§ 1 Allgemeines 

(1) Diese Gebührensatzung gilt für alle Veranstaltungen der Volkshochschule Nordkreis Aachen (VHS). 

(2) Studienreisen und Exkursionen, die einen Dritten als Veranstalter und Vertragspartner ausweisen, sind keine 
Veranstaltungen der VHS. Insoweit tritt die VHS nur als Vermittlerin auf. 

(3) Rechtsgeschäftliche Erklärungen (z. B. Anmeldungen und Kündigungen) bedürfen, soweit sich aus dieser 
Gebührensatzung nichts anderes ergibt, der Schriftform oder einer kommunikationstechnisch gleichwertigen 
Form (Telefax, E-Mail, Online-Anmeldung). Erklärungen der VHS genügen der Schriftform, wenn eine nicht 
unterschriebene Formularbestätigung verwendet wird 

(4) Der Vertrag über die Teilnahme an einer Veranstaltung der VHS kommt durch die schriftliche oder telefoni-
sche Anmeldung des/der Teilnehmenden und die schriftliche Bestätigung der VHS zustande. 
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§ 2 Gebührenpflicht 

(1) Für die Teilnahme an Veranstaltungen der VHS sind, sofern diese nicht gebührenfrei durchgeführt werden, 
Gebühren nach den Bestimmungen dieser Gebührensatzung zu zahlen. 

(2) Gebührenpflichtig sind Teilnehmende an den Veranstaltungen, bei Minderjährigen die Erziehungsberechtig-
ten. Dies gilt auch bei einmaliger Teilnahme bzw. unregelmäßigem Veranstaltungsbesuch. 

(3) Ein gebührenfreier Probebesuch in VHS-Kursen, Lehrgängen etc. ist nicht möglich.  

 
 

§ 3 Art und Höhe der Gebühr 
 

(1) Die Gebühren betragen, soweit nicht besondere Bestimmungen dieser Gebührensatzung anzuwenden sind, 
für Veranstaltungen mit mindestens acht Teilnehmenden: 

Bereich Gebühr pro Unterrichtseinheit (UE) 

Vorträge  6,00 € pauschal 

Vorträge politische Bildung gebührenfrei 

Kurse politische Bildung 1,00 € 

Deutsch als Fremdsprache, Alphabetisierung 1,30 € 

Eltern-Kind-Bildung, Fremdsprachen, Fitness, Tanz 2,40 €/siehe Staffelgebühren 

Wirtschaft, Mathematik, Naturwissenschaften, 
Technik, kulturelle Bildung, Musik, Gesundheit, 
Kochen, Beruf/EDV, Pädagogik, Psychologie, Ent-
spannung 

2,70 €/siehe Staffelgebühren 

 

Soll eine Veranstaltung mit einer geringeren Teilnehmerzahl als acht durchgeführt werden, kann die VHS-
Leitung eine um bis zu 50 % erhöhte Gebühr festlegen. 

Zusätzlich zu den Gebühren pro Unterrichtseinheit fällt eine Verwaltungspauschale in Höhe von 4,00 € pro 
Kursanmeldung an. Diese kann nicht ermäßigt werden. 

Staffelgebühr 

Staffelgebühren können bei Bedarf zur kostendeckenden Realisierung von Kursen eingesetzt werden. Die 
Kursgebühren richten sich in der Regel nach der Dauer des Kurses und der Anzahl der Teilnehmenden. Die 
endgültige Kursgebühr wird nach der zweiten Kurssitzung festgelegt und bleibt bestehen, auch wenn zu einem 
späteren Zeitpunkt weitere An- oder Abmeldungen erfolgen. Die Staffelgebühren sind im Programmheft in der 
jeweiligen Kursbeschreibung explizit angegeben. Zur Verdeutlichung folgende Beispielrechnung: 

Teilnehmerzahl (TN) 14 Termine (28 UE) 12 Termine (24 UE) 

Ab 9 TN (2,40 € pro UE) 68,00 € 58,00 € 

7 - 8 TN (3,00 € pro UE) 84,00 € 72,00 € 

5 - 6 TN (4,20 € pro UE) 118,00 € 101,00 € 

 

(2) Für die Schulabschlusskurse wird eine Lernmittelpauschale von 30,00 € pro Semester erhoben. 
Für Integrationskurse wird eine Lernmittelpauschale von 25,00 € pro Lehrgang (700 UE) erhoben.  

 
(3) Werden Teilnehmende in eine Veranstaltung (mit mindestens sechs Terminen) aufgenommen, in der mehr als 

die Hälfte der vorgesehenen Unterrichtsstunden bereits durchgeführt ist, entrichten sie die Hälfte der ausge-
wiesenen Gesamtgebühr, mindestens aber 7,00 €. Bei Teilnehmenden, die von Intensiv- oder Kompaktkursen 
in den laufenden Normalkurs wechseln, wird nur die Gebühr für die tatsächlichen restlichen Unterrichtsstun-
den berechnet. 

(4) Für zusätzliche Leistungen der VHS können Zuschläge erhoben werden, die sich nach der Höhe der Aufwen-
dungen richten und grundsätzlich kostendeckend sein müssen. Dazu gehören insbesondere bei ein- und 
mehrtägigen Seminaren Fahrtkosten, Übernachtungs- und Verpflegungskosten. Auf diese Zuschläge werden 
keine Ermäßigungen gewährt. Über die Höhe der Zuschläge entscheidet die VHS-Leitung. 

(5) Für die Zweitschrift von Zeugnissen u. ä. wird eine Gebühr von 10,00 € erhoben. 
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(6) Für ein- und mehrtägige Studienfahrten und Exkursionen werden kostendeckende Gebühren zuzüglich einer 
Verwaltungskostenpauschale in Höhe von bis zu 10,00 € pro Teilnehmertag erhoben. Über die Höhe der Ge-
bühren entscheidet die VHS-Leitung. 

(7) Der Fachausschuss kann nach Anhören der VHS-Leitung in begründeten Ausnahmefällen auch andere Ge-
bühren festsetzen. Die Höhe dieser Gebühren darf höchstens das Vierfache der in Absatz 1 genannten Ge-
bühren betragen. Die Höhe der abweichend festgesetzten Gebühr wird im VHS-Programm oder in sonstiger 
Weise rechtzeitig bekanntgegeben. 

(8) Bei Auftragskursen und -maßnahmen legt die VHS-Leitung in Absprache mit dem/der Auftraggebenden die 
Gebühr fest. 

(9) Alle Gebühren werden auf volle Euro-Beträge aufgerundet. 

 
§ 4 Gebührenermäßigung und Gebührenerlass 

(1) Die Ermäßigung oder Befreiung von der Zahlung von Gebühren gilt für alle Veranstaltungen, soweit dies nicht 
ausdrücklich ausgeschlossen ist. 

(2) Die Ermäßigung wird nur gewährt, wenn die erforderlichen Nachweise mit der Anmeldung für den jeweiligen 
Kurs der VHS vorgelegt werden. Eine nachträgliche Ermäßigung ist ausgeschlossen. 

(3) Höhe der Ermäßigungen 

Stufe 1 (um 25 %) 

Schüler*innen, Studierende, Auszubildende, Arbeitslosengeldempfangende und Schwerbehinderte (ab 80 %), 
Inhaber*innen der Ehrenamtskarte NRW. 

Inhaber*innen der Familienkarte erhalten für einen Kurs pro Halbjahr eine Gebührenermäßigung von 25 % ab der 
Teilnahme an einem dritten Kurs von mindestens 15 Unterrichtsstunden. 

Stufe 2 (um 50 %) 

BAföG-Beziehende, Wohngeldempfangende, Absolvierende des Freiwilligen Sozialen Jahres und des Bundes-
freiwilligendienstes, Beziehende von Leistungen nach SGB II, SGB XII und dem Asylbewerberleistungsgesetz, 
aktuelle nebenberufliche Kursleitende der VHS Nordkreis Aachen. Die Ermäßigung für aktuelle nebenberufliche 
Kursleitende der VHS Nordkreis Aachen ist auf maximal 50,00 € je Semester begrenzt. 

Besteht ein gesetzlicher Weiterbildungsanspruch (z. B. nach SGB II § 16), so ist dieser vorrangig in Anspruch zu 
nehmen und die Ermäßigung entfällt. 

(4) Es kann nur eine Art der Ermäßigung in Anspruch genommen werden. 

(5) Erreicht die ermäßigte Gebühr den Betrag von 7,00 € nicht, ist eine Mindestgebühr von 7,00 € zu zahlen.  

(6) In Ausnahmefällen, die den Bestimmungen der Absätze (3) und (4) gleichkommen, aber nicht durch die die 
Absätze (3) und (4) erfasst werden, entscheidet die VHS-Leitung über eine Gebührenermäßigung. 

(7) Auf Antrag kann der/die Verbandsvorstehende im Einzelfall die Gebühr erlassen, wenn die Zahlung der Ge-
bühr bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den/die Zahlungspflichtig*e/n bedeuten würde (entsprechend § 26 
GemHVO n.F.). 

§ 5 Fälligkeit und Zahlungsweise 

(1) Die Gebühr wird mit der Anmeldung fällig. 

(2) Bei Kursen, die eine Laufzeit von mindestens einem Jahr haben, ist eine monatliche Ratenzahlung möglich. 

(3) Die Zahlung der Gebühren erfolgt durch Einzugsermächtigung oder Barzahlung. 

(4) Bankgebühren, die für nicht eingelöste Lastschriften erhoben werden, sind dann vom/von der Teilnehmenden 
zu tragen, wenn dies von ihm/ihr oder einem/einer von ihm/ihr Beauftragten verursacht worden ist. 

 
§ 6 Organisatorische Änderungen 

(1) Die Ankündigung von Veranstaltungen durch die VHS ist unverbindlich. 

(2) Es besteht kein Anspruch darauf, dass eine Veranstaltung durch eine bestimmte Kursleitung durchgeführt 
wird. Das gilt auch dann, wenn die Veranstaltung mit dem Namen einer Kursleitung angekündigt wurde. 

(3) Die VHS kann aus sachlichem Grund Ort und Zeitpunkt der Veranstaltung ändern. 
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(4) Muss eine Veranstaltungseinheit ausfallen (beispielsweise wegen Erkrankung einer Kursleitung), kann sie 
nachgeholt werden. Ein Anspruch hierauf besteht jedoch nicht. 

(5) An gesetzlichen oder kirchlichen Feiertagen sowie während der Schulferien finden Veranstaltungen in der 
Regel nicht statt. 

 
§ 7 Aufhebung von Veranstaltungen durch die VHS und  

Ausschluss von Teilnehmenden 

(1) Die Mindestzahl der Teilnehmenden wird durch die VHS festgelegt. Wird diese Mindestzahl nicht erreicht, 
kann die VHS die Veranstaltung aufheben, jedoch nur bis zum 15. Tag nach Beginn der Veranstaltung. Kos-
ten entstehen dem/der Teilnehmenden hierdurch nicht. Eine bereits gezahlte Gebühr wird in voller Höhe zu-
rückerstattet. 

(2) Die VHS kann eine laufende Veranstaltung ferner aufheben, wenn eine Veranstaltung aus Gründen, die die 
VHS nicht zu vertreten hat (z. B. Ausfall einer Kursleitung) ganz oder teilweise nicht stattfinden kann. In die-
sem Fall wird die Gebühr nach dem Verhältnis der abgewickelten Teileinheiten zum Gesamtumfang der Ver-
anstaltung geschuldet. 

(3) Die VHS kann einzelne Teilnehmende ferner aus wichtigem Grund von der Veranstaltung ausschließen. Ein 
wichtiger Grund liegt insbesondere in folgenden Fällen vor: 

 Gemeinschaftswidriges Verhalten in Veranstaltungen trotz vorangehender Abmahnung und Androhung 

des Ausschlusses durch die Kursleitung, insbesondere Störung des Informations- bzw. Veranstaltungs-

betriebes durch Lärm- und Geräuschbelästigungen oder durch querulatorisches Verhalten, 

 Ehrverletzungen aller Art gegenüber der Kursleitung, gegenüber Teilnehmenden oder Beschäftigten der 

VHS, 

 Diskriminierung von Personen wegen persönlicher Eigenschaften (Alter, Geschlecht, Hautfarbe, Volks- 

oder Religionszugehörigkeit etc.), 

 Missbrauch der Veranstaltungen für parteipolitische und/oder weltanschauliche Zwecke und/oder für Agi-

tationen aller Art, 

 Verstöße gegen die Hausordnung. 

Der Gebührenanspruch der VHS wird durch einen solchen Ausschluss nicht berührt. 

 
§ 8 Abmeldung durch Teilnehmende 

(1) Teilnehmende können sich bis zu 14 Tage vor Beginn einer Veranstaltung durch eine schriftliche Abmeldung 
ohne Angabe von Gründen von der Teilnahme abmelden. Eine Gebührenpflicht entsteht dadurch nicht, ge-
zahlte Gebühren werden erstattet. 

(2) Weist die Veranstaltung einen Mangel auf, der geeignet ist, das Ziel der Veranstaltung nachhaltig zu beein-
trächtigen, hat der/die Teilnehmende die VHS auf den Mangel hinzuweisen und ihr innerhalb einer zu setzen-
den angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, den Mangel zu beseitigen. Geschieht dies nicht, kann sich 
der/die Teilnehmende nach Ablauf der Frist von der Veranstaltung abmelden.  

(3) Teilnehmende können sich ferner abmelden, wenn die weitere Teilnahme an der Veranstaltung wegen orga-
nisatorischer Änderungen (§ 6) unzumutbar ist.  

(4) Außerdem ist ein Rücktritt möglich, wenn eine weitere Teilnahme an einer Veranstaltung aus gesundheitlichen 
Gründen nicht mehr möglich ist. Die Rücktrittserklärung erfolgt schriftlich unter Beifügung einer ärztlichen Be-
scheinigung. 

(5) In den Fällen der Absätze (2), (3) und (4) wird die Gebühr nach dem Verhältnis der abgewickelten Teileinhei-
ten zur gesamten Veranstaltung geschuldet.  

 
§ 9 Schadenersatzansprüche 

(1) Schadenersatzansprüche Teilnehmender gegen die VHS sind ausgeschlossen, außer bei Vorsatz und grober 
Fahrlässigkeit. 

(2) Der Ausschluss gemäß Abs. (1) gilt ferner dann nicht, wenn die VHS wesentliche Pflichten schuldhaft verletzt 
(Kardinalpflichten), ferner nicht bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit des 
Teilnehmers. 
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§ 10 Rechtsmittel 

(1) Die Rechtsmittel gegen Maßnahmen aufgrund dieser Gebührensatzung regeln sich nach den Bestimmungen 
der Verwaltungsgerichtsordnung. 

(2) Für Zwangsmaßnahmen aufgrund dieser Gebührensatzung gilt das Verwaltungsvollstreckungs-gesetz. 

§ 11 Schlussbestimmungen 

(1) Das Recht, gegen Ansprüche der VHS aufzurechnen, wird ausgeschlossen, es sei denn, dass der Gegenan-
spruch gerichtlich festgestellt oder von der VHS anerkannt worden ist. 

(2) Ansprüche gegen die VHS sind nicht abtretbar. 

(3) Angaben zu Alter und Geschlecht dienen ausschließlich statistischen Zwecken. Der VHS ist die Erhebung, 
Speicherung und Verarbeitung personenbezogener Daten zu eigenen innerbetrieblichen Zwecken gestattet. 
Personenbezogene Daten werden nicht an Dritte weitergegeben (§§ 12 ff Datenschutzgesetz NW). 

(4) Die Hausordnung der jeweiligen Unterrichtsstätte gilt für Teilnehmende der Veranstaltungen. Die Volkshoch-
schule ist mit ihrem Angebot Mitbenutzerin von Schulen. Kursteilnehmende und Kursleitungen sind also Gäs-
te.  

 
§ 12 In-Kraft-Treten 

Diese Gebührensatzung tritt am 01.08.2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebührenordnung vom 01.12.2019 au-
ßer Kraft. 

 
2. Bekanntmachung der Gebührensatzung  

Vorstehende Gebührensatzung für die Teilnahme an Veranstaltungen der Volkshochschule Nordkreis Aachen 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder eine vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde  

nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Verbandsvorsteher hat den Beschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem VHS-Zweckverband Nordkreis Aachen vorher  

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel angibt. 

 
Alsdorf, 23.12.2020 

Hubert Philippengracht 
Komm. Verbandsvorsteher 
 

 

 

 

 

Amtliche Bekanntmachung Nr. 05/2021 
 

 

B e k a n n t m a c h u n g  

 

Gemäß § 80 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S.666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September 

2020 (GV. NRW. S. 916), in Kraft getreten am 1. Oktober 2020 und am 1. November 2020, gebe ich bekannt, 

dass der am 04.01.2021 aufgestellte und am 05.01.2021 bestätigte Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Her-

zogenrath für das Haushaltsjahr 2021 mit den dazugehörigen Anlagen während der Dauer des Beratungsverfah-

rens 

 

vom 21.01.2021 bis einschließlich 16.03.2021 

(bzw. bis zur Beschlussfassung im Stadtrat) 
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während der Dienststunden im Rathaus Herzogenrath, Rathausplatz 1, Zimmer 305 bis 308, zur Einsichtnahme 

verfügbar gehalten wird.  

 

Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung mit ihren Anlagen können Einwohner/-innen oder Abgabepflichtige dort 

in der Zeit  

 

vom 22.01.2021 bis einschließlich 10.02.2021 

 

Einwendungen erheben. 

 

Über die Einwendungen beschließt der Stadtrat in öffentlicher Sitzung. 

 

Hinweis: Aufgrund der Corona-Pandemie wird empfohlen, zur Einsichtnahme vor Ort vorab telefonisch einen 

Termin unter 02406/ 83-203, -210 oder -208 zu vereinbaren. Der Entwurf der Haushaltssatzung kann zudem im 

Internet unter www.herzogenrath.de eingesehen werden. 

 

 

 

Herzogenrath, den 19.01.2021 

gez. Dr. Benjamin Fadavian 

Bürgermeister 
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